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 Eine Kolumne von Sascha Lobo 

Was wiegt schwerer, das Gesetz oder die Loyalität unter Politikern? Ex-Innenminister 
Friedrich hat sich im Fall Edathy für vermeintliche Loyalität entschieden und wird 
dafür auch noch gelobt. Angesichts der digitalen Überwachung muss man eine solche 
Haltung in der Exekutive fürchten. 

Langsam versteht man, wie dieser chinesische Fluch gemeint war: "Mögest du in 
interessanten Zeiten leben." Das Jahr 2014 gibt sich alle Mühe, den Absurditätenreigen auf 
dem international hohen Niveau von 2013 fortzuführen. Der Bundespräsident sagte bei der 
Überreichung der Entlassungsurkunde an Hans-Peter Friedrich bezogen auf die Fehlleistung 
bei der Edathy-Affäre:  

"Es ist gute Sitte in unserem politischen System, solche Verantwortung zu übernehmen. Und 
es zeichnet Sie in besonderem Maße aus, dass Sie dieser Verantwortung ganz 
selbstverständlich gerecht geworden sind."  

 
Betrachtet man diese Sätze im Glanz des offensichtlichen Rausschmisses durch Merkel, 
offenbart sich nicht nur die Absurdität der Formulierung "ganz selbstverständlich". Die 
Aufmerksamkeit wird auch auf Friedrichs eingestandenen Geheimnisverrat gelenkt. Dort soll 
sie noch etwas verweilen, denn dieser Verrat ist verräterisch.  

Es scheint wie ein ROFL des Schicksals, dass Friedrich über ein Leak stolpert. Und nicht über 
seinen multipel und grandios verbockten Umgang mit dem Spähskandal - auf den ersten 
Blick. Auf den zweiten Blick hat sich Friedrich während dieses Überwachungsskandals so 
deutlich sichtbar beschädigt, dass er zunächst ins Landwirtschaftsministerium 
hineinscheiterte. Man muss vermuten, dass diese Degradierung zugleich eine letzte Warnung 
war, sich keinen Ausfall mehr zu erlauben. Für einen unbeschädigten Leistungsträger im 
Kabinett wären schützende Sprachregelungen entworfen worden - dass Friedrich gehen 
musste, dürfte also auch seinem Versagen in Sachen Spähskandal geschuldet sein. 

Der konkrete Fehler von Friedrich aber hilft zu verstehen, was für Probleme sich aus einem 
ständig eskalierenden digitalen Überwachungsapparat ergeben. Trotz des Spähskandals der 
NSA und ihrer internationalen Handlangerschaft halten wesentliche Teile der Politik es 
weiterhin für grundsätzlich richtig, die digitale Vernetzung zur weitreichenden 



Bürgerüberwachung zu verwenden. Immer wieder muss der essentielle Unterschied betont 
werden: Niemand hat etwas gegen eine zielgerichtete Überwachung Verdächtiger, alle sollten 
etwas haben gegen die vorauseilende Überwachung aller Bürger. Friedrichs Durchstechereien 
taugen als weiterer Beweis, weshalb flächendeckende Überwachung höchst problematisch ist.  

Loyalität gegen Rechtsstaatlichkeit  

Denn der Geheimnisverrat von Friedrich folgt einer Logik, die in Ermittlungsbehörden 
beinahe Alltag ist: die Abwägung von Loyalität gegen Rechtsstaatlichkeit. Friedrich hat sich 
für die vermeintliche Loyalität entschieden. Er wird dafür verstörenderweise von allen 
möglichen Leuten gelobt, vermutlich auch von sich selbst, denn sein Rücktritt war eindeutig 
von Merkel erzwungen und geschah nicht aus Einsicht in seinen Fehler oder gar Reue. 

Im Gegenteil behauptet er weiter, völlig korrekt gehandelt zu haben, als habe es eine 
Entlassung nie gegeben. In einem Interview erklärte er sogar, wenn so etwas verboten sei, 
müssten Gesetze geändert werden. Friedrichs Verhalten steht damit beispielhaft für eine große 
Gefahr bei überwachenden Behörden: Das eigene Wertesystem wird bei Bedarf dem 
Rechtsstaat übergestülpt, Korpsgeist sticht Gesetz. 

Mehr Überwachung = mehr Fehler  

Diese kollegiale Loyalität, bekannterweise hoch bewertet in staatlichen Exekutivapparaten, 
wirkt besonders dann schädlich, wenn es um den Umgang mit Fehlern geht. Das ist an sich 
schon ein Problem. Mit digitalen Überwachungsmethoden aber verschärft sich dieses Problem 
noch einmal dramatisch. Das hat drei konkrete Gründe: 

 Je mehr Überwachung stattfindet, desto mehr Fehler passieren.  
 Durch die schnelle Entwicklung neuer Technologien werden immer neue 

Überwachungsinstrumente eingesetzt - deren Bewertung aber müsste einen sinnvollen 
Umgang mit Fehlern beinhalten.  

 Überwachungsmaßnahmen in der digitalen Sphäre sind durch ihre Virtualität und 
technische Komplexität besonders schwer zu kontrollieren.  

Das führt dazu, dass Ermittlungen im digitalen Raum eigentlich sehr viel schärfer und vor 
allem unabhängiger auf Effizienz und die Einhaltung von Gesetzen kontrolliert werden 
müssten. Das Gegenteil ist der Fall. Besonders folgenreich sind solche bewussten, 
eigenmächtigen Übertretungen wie die von Friedrich, wenn sie in ohnehin geheimen Kreisen 
begangen werden, weil das Korrektiv Öffentlichkeit ausfällt. Die Eskalation des 
Spähapparats, durch Edward Snowden bekannt geworden, konnte überhaupt nur stattfinden, 
weil das Friedrich'sche Muster - eben Korpsgeist - in Geheimdienstsphären zum 
Standardinstrumentarium gehört und sich direkt gegen den Rechtsstaat richtet. Weltweit, auch 
in Deutschland, gerade in Deutschland.  

Welche Rolle spielte Staatssekretär Fritsche?  

Das wird durch ein Zitat eines Mannes überdeutlich, dessen Rolle im Fall Edathy noch 
genauer zu klären sein wird: der neue Geheimdienstkoordinator Klaus-Dieter Fritsche. Er 
wusste vor Friedrich von der Edathy-Situation, trug die Information weiter an den damaligen 
Innenminister und brachte so alles ins Rollen. Vor dem NSU-Untersuchungsausschuss hatte 
der ehemalige Vizepräsident des Verfassungsschutzes gesagt: "Das Staatswohl ist wichtiger 



als parlamentarische Aufklärung!" Und zwar, um zu rechtfertigen, dass dem 
Untersuchungsausschuss wesentliche Fakten verschwiegen wurden.  

Was für ein beängstigendes Verständnis von Staat, denn in diesem Kontext bedeutet Fritsches 
Satz nichts anderes als: Staatswohl ist, was wir Behörden im Geheimen dazu erklären - der 
Staat sind wir, das Parlament ist zweitrangig. Klaus-Dieter Fritsche sagte das mit der 
Empörung von jemandem, der sich fälschlich beschuldigt und beleidigt sieht. Der damalige 
Adressat, der Vorsitzende des Untersuchungsausschusses zur NSU-Affäre des 
Verfassungsschutzes hieß: Sebastian Edathy. Was Absurditäten angeht, gibt sich das Jahr 
2014 wirklich Mühe.  

Hans-Peter Friedrich zeigt, warum Überwachungsapparate viel stärkere demokratische 
Kontrolle brauchen: Korpsgeist vergiftet den Rechtsstaat. 

---------- 

Ausschnitte aus den zahlreichen Leserkommentaren: 

Lobbyismus und Korruption macht es den Puppenspielern der internationalen Finanzmafia 
leicht, nationale Regierungen zu schwächen und letztendlich zur Handlungsunfähigkeit zu 
verdammen. 
 
All zu oft ist es leider Anmaßung und Korpsgeist in der Justiz der den Rechtsstaat zerstört, 
siehe Gustl Mollath, Harry Wörz und viele andere mehr, vom Vollversagen des Staatschutzes 
im NSU-Fall einmal ganz abgesehen. 
 
das Bundesverdienstkreuz für Friedrich, dann ist das Rührstück komplett. Man schüttelt 
fassungslos den Kopf, ob des vollkommen abhanden gekommenen Rechtsbewusstseins 
solcher Leute. 
 
Die Gesellschaft hätte es ausgehalten, wenn Edathy Innen- oder Justizminister geworden und 
dann wegen eines nicht in den gesellschaftlichen Mainstream passenden (un)moralischen 
Verhaltens hätte zurücktreten müssen. Friedrich wollte sich vor seinen neuen 
Kabinettskollegen mit Insiderwissen brüsten. Das war eben einfach nur dumm von ihm. 
Frech, ja, geradezu rechtssystemsverachtend finde ich, dass er immer noch behauptet, im 
Recht gewesen zu sein und dass Gabriel und Oppermann zum Schweigen verpflichtet 
gewesen wären. Für dieses fundamental falsche Rechtsstaatsverständnis gehört ihm die 
Ausübung politischer Ämter eigentlich auf Lebenszeit untersagt. Das disqualifiziert ihn 
vollständig, politisch wie menschlich. 
 
Treffen sich zwei Menschen: der eine ist Politiker, der andere auch kriminell 
Untertan 2.0  
Mister Supergrundrecht hatte ja schon als Innenminister ein bedenklich gestörtes Verhältnis 
zum Rechtsstaat. Leider ist Friedrich in dieser Regierung kein Einzelfall. Spätestens seit 
Schwargeld-Helmut, aber vermutlich schon lange davor gibt es bei Spitzenpolitikern kein 
Unrechtsbewusstsein mehr. Viel zu oft kommen sie mit ihren Machenschaften durch. Kein 
Wunder, nichteinmal ein Anti-Korruptionsgesetz, wie es in anderen Ländern längst Standard 
ist, kam durch den Bundestag. 

http://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/edathy-affaere-ueberwachung-braucht-staerkere-
kontrolle-a-954119.html#js-article-comments-box-pager 


